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Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser, 
 
Gemeinsam gegen den 
Terrorismus in Europa 

 
Der 22. März 2016 wird in 
Erinnerung bleiben als 
Tag, an dem der Terro-
rismus die „Hauptstadt 
Europas“, Brüssel, in ihren 
Grundfesten erschütterte. 
Wir müssen alles dafür 
tun, dass diese terroristi-
schen Akte ein Ende ha-
ben. 
Aus diesem Grund ist eine 
gemeinsame europäische 
Sicherheitspolitik dringend 
erforderlich. Dies kann 
jedoch nur gewährleistet 
werden, wenn alle EU-
Mitgliedsstaaten an einem 
Strang ziehen. 
Nationale Egoismen müs-
sen endlich beiseitege-
schoben werden, denn 
wenn wir ein Mehr an Si-
cherheit wollen, müssen 
wir die Zusammenarbeit 
verstärken. 
Wir brauchen eine EU-
Sicherheitsbehörde mit 
vollwertigen Ermittlungs- 
und Strafverfolgungska-
pazitäten und eine ge-
meinsame europäische 
Gefährderdatei. Außer-
dem muss Europol ge-
stärkt werden. 
Wir sind den Bürgern Eu-
ropas gegenüber ver-

pflichtet Taten sprechen 
zu lassen, damit diese 
wieder beruhigt zur Arbeit 
gehen und ihre Kinder 
guten Gewissens in die 
Schule schicken können. 
 
Fortschritte in der Asyl-
und Flüchtlingspolitik 

 
Das EU-Abkommen mit 
der Türkei vom 18. März 
2016 zeigt erste Wirkung.  
Am 4. April 2016 wurden 
die ersten Flüchtlinge zu-
rückgeführt, die versucht 
haben illegal von der Tür-
kei nach Griechenland 
einzureisen. Im Gegenzug 
hat sich die Europäische 
Union verpflichtet Syrer 
auf legalem Wege nach 
Europa zu holen. 
Während in den ersten 
beiden Monaten dieses 
Jahres nach Angaben der 
Flüchtlingsorganisation 
der Vereinten Nationen, 
UNHCR, im Durchschnitt 
noch mehr als 1900 Men-
schen pro Tag die griechi-
schen Inseln erreichten, 
waren es in der Zeit vom 
20. März 2016 bis 10. Ap-
ril 2016 nur noch knapp 
287 pro Tag. 
Die ersten Registrierungs-
zentren haben in Italien 
und Griechenland ihre 
Arbeit aufgenommen. 
Um zu verhindern, dass 
Schleuserbanden neuen 

Aufwind erhalten, beo-
bachtet der NATO-
Marineverband unter 
deutscher Führung ver-
stärkt deren Bewegungen 
in der Ägäis. 
Im EU-Haushalt haben wir 
für eine Umschichtung 
von Geldern gestimmt: 
100 Mio. Euro an Sofort-
hilfen für Flüchtlinge in-
nerhalb der EU sowie wei-
tere 2 Mio. Euro für neues 
Personal im Europäischen 
Zentrum zur Terrorismus-
bekämpfung von Europol.  
Die Summe von 100 Mio. 
Euro für humanitäre Hilfe 
repräsentiert die erste Ra-
te des neuen 700 Millio-
nen Euro umfassenden 
Soforthilfeinstruments, 
welches die EU-
Kommission vorgeschla-
gen hatte. Das Geld könn-
te zum Beispiel für Nah-
rungsmittelhilfe, medizini-
sche Notfallversorgung, 
Unterkünfte, Wasser- und 
Sanitärversorgung sowie 
Hygiene-, Schutz- und 
Bildungsmaßnahmen ein-
gesetzt werden. 
Die richtige Verwendung 
dieser Mittel muss ge-
währleistet sein, dies wer-
de ich bei meiner Arbeit 
im Haushaltskontrollaus-
schuss genau überwa-
chen. Der EU-
Flüchtlingskommissar ist 
zur Anhörung geladen. 
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Fluggastdaten werden 
zukünftig gespeichert 

 
Die neue Richtlinie sieht 
vor, dass Fluggesellschaf-
ten den Behörden der 
Mitgliedstaaten bei Flügen 
in die EU bzw. aus der EU 
die Fluggastdaten, wie 
Name, Reisedaten oder 
Kreditkartennummer 
übermitteln. Diese sollen 
vor allem zur Verhütung, 
Aufklärung und strafrecht-
licher Verfolgung von ter-
roristischen Straftaten und 
schwerer Kriminalität be-
hilflich sein. Nach sechs 
Monaten werden die Da-
ten unkenntlich gemacht. 
Die Annahme der PNR-
Richtlinie zeigt die Ent-
schlossenheit des Parla-
ments im Kampf gegen 
den Terrorismus. 

 
Erasmus plus: Neue 

Chancen für Studenten 
 

Studenten und Lehrlinge 
in Europa können sich 
freuen: Das Erasmus+ 
Programm wird verbessert 
bzw. erweitert. Die Mobili-
tät von Lehrlingen und 
Studenten in der berufli-
chen Aus- und Weiterbil-
dung soll stärker gefördert 
werden. 
Regionale Behörden, Un-
ternehmen und andere 
Organisationen sollen da-

für Partnerschaften entwi-
ckeln, damit fachgerechte 
Berufsbildungsprogramme 
im Ausland besser zum 
Tragen kommen. 
Außerdem soll die Aner-
kennung von Lernergeb-
nissen, entweder durch 
Leistungspunkte oder Be-
scheinigungen, besser 
greifen. 
 
Mehr EU-Lerninhalte an 

Schulen gefordert  
 
44 Prozent der Europäer 
wissen nicht genau, wie 
die Europäische Union 
funktioniert. Das wollen 
wir ändern. Wir fordern, 
dass flächendeckend an 
Europas Schulen mehr 
Wissen über die EU ge-
lehrt wird. Deshalb muss 
die EU verstärkt in Lehr-
materialien und in allen 
Bildungsformen präsent 
sein. Das kulturelle Be-
wusstsein sowie die aktive 
Bürgerbeteiligung können 
durch gezielte Lerninhalte 
schon früh gestärkt wer-
den. Deshalb freue ich 
mich auch, dass die Schu-
len aus meinem Betreu-
ungsgebiet ein so großes 
Interesse am Besuch im 
Parlament haben. Im Jahr 
2015 waren über 1000 
Schülerinnen und Schüler 
bei mir zu Gast in Brüssel 
und Straßburg. 

Neue Mitglieder für den 
Rechnungshof 

 
Das Plenum hat die No-
minierung von vier Mit-
gliedern für den Europäi-
schen Rechnungshof be-
stätigt: Samo Jereb (Slo-
wenien), Mihalis Kozlovs 
(Lettland), Jan Gregor 
(der Tschechischen Re-
publik) und Ladislav Balko 
(Slowakei). Der für Polen 
nominierte Kandidat da-
gegen wurde abgelehnt. 
Nachdem wir den Maltesi-
schen Kandidaten bereits 
im Haushaltskontrollaus-
schuss abgelehnt haben, 
hat dieser seine Nominie-
rung zurückgezogen. 
 

Besuch aus der  
Heimat 

 
Diese Woche war der 
Gemeindeverband aus 
Remshalden mit 49 Per-
sonen zu Gast in Straß-
burg. 

 
Neuigkeiten aus 

meinem Büro 
 

Ich freue mich, dass Phi-
lipp Schotzko aus Mögg-
lingen, Student der B.A. 
Sozialwissenschaften in 
Augsburg während eines 
fünfmonatigen Praktikums 
unser Team verstärken 
wird. 


